
 
1.4 Beitritt der Stadt Recklinghausen zum Bündnis "Sichere Häfen" 

- Schreiben des Ev. Kirchenkreises vom 03.07.2019 an den Bürgermeister 
- Antrag der Gastkirche Recklinghausen vom 03.07.2019 an den Rat 
- Schreiben der Pax Christi-Regionalgruppe Recklinghausen an den 
 Bürgermeister, eingegangen am 04.07.2019 
- Drucksache Nr. 0404/2019 -  

 
Beschluss: 
 
1. In Recklinghausen haben sich seit Jahren Kommune, Wohlfahrtsverbände und 

Bürgerschaft bei der Aufnahme von Flüchtlingen engagiert. Diese Bereitschaft als „Sicherer 
Hafen“ für die Menschen zur Verfügung zu stehen wird noch einmal bekräftigt.  

 
Die Stadt Recklinghausen appelliert als „Sicherer Hafen“ an die Bundesregierung, sich 
verstärkt für die Bekämpfung von Fluchtursachen und für eine humane europäische 
Flüchtlingspolitik gerade angesichts der Situation im Mittelmeerraum einzusetzen und ist 
bereit, sich der daraus ergebenden höheren Aufnahmezahl im Rahmen der transparenten 
und gerechten Verteilung aktiv zu stellen.  

 
Abstimmungsergebnis: Mit Stimmenmehrheit gegen die 
     Stimmen der UBP-Fraktion. 
 
2. Die Stadt Recklinghausen erwartet wie die anderen Städte, dass sie zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben die notwendige Unterstützung erhält. Dazu gehört unter anderem, dass die 
Quoten nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz und nach der Wohnsitzauflage 
zusammengeführt werden, wobei alle den Kommunen zugewiesene Flüchtlinge, 
unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus, zu berücksichtigen sind.  

 
Abstimmungsergebnis: Mit Stimmenmehrheit gegen die 
     Stimmen der UBP-Fraktion. 
 
3. Die Stadt Recklinghausen fordert die Landesregierung auf, die Kommunen von finanziellen 

Belastungen durch die Ankunft, Versorgung, Betreuung und Integration freizustellen. Die 
Pauschale nach dem Flüchtlingsaufnahmegesetz muss erheblich erhöht werden, damit die 
den Kommunen entstehenden Kosten vollständig zu finanzieren sind.  

 
 Darüber hinaus ist der von der Landesregierung beschlossene Stufenplan konsequenter 

und schneller umzusetzen, damit sich die Kommunen auf ihre zentrale Aufgabe, die 
Integration der Flüchtlinge mit Bleiberecht, konzentrieren können.  

 
Abstimmungsergebnis: Mit Stimmenmehrheit gegen die 
     Stimmen der UBP-Fraktion. 
 
Summe der Folgekosten:   Zurzeit nicht bezifferbar 
 
Termin für die Beschlussdurchführung: Sofort 
 
Verantwortlich:    Herr Erster Beigeordneter Möllers 
 
 


